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Ueber die Recursfriſt in den zur politiſchen Amtshand⸗ 
lung gehörigen Aebertretungsfällen. 
Vom Statthaltereiſecretär A. v. Underrain. 


Bekanntlich hat der Verwaltungs-Gerichtshof zuerſt mit dem 
Erkeuntniß vom 1. März 1893, 3. 4021 ex 1892 (Budw. 7112), 
ausgeſprochen, daß bezüglich der Friſt für Recurſe gegen Entſcheidungen 
der Landesbehörden nicht die Beſtimmungen der Miniſterial⸗Verord⸗ 
nung vom 22. Juni 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 116, ſondern jene der 
auf einer Allerhöchſten Entſchließung beruhenden Miniſterial⸗Verord⸗ 
nung vom 27. October 1859, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 196, maßgebend feien, 
daß ſomit dieſe Friſt ſechzig Tage, und nicht vier Wochen betrage. Mit 
dieſer, in ihrer Begründung nicht anzufechtenden Entſcheidung, welcher 
ſeither wiederholt analoge folgten, wurde die jahrelange Praxis der 
Landesbehörden, die Recursfriſten gegen ihre Entſcheidungen nach der 
gedachten Miniſterial-Verordnung vom Jahre 1869 einzuräumen, als 
ungeſetzlich verworfen, und es war ein Gebot der Nothwendigkeit, die 
ſeit Jahren eingelebte, vierwöchentliche Recursfriſt gegenüber der nur 
zu Verſchleppungen führenden ſechzigtägigen geſetzlich zu ſtatuiren. 

Dieſem Zwecke ſollte die von der Regierung eingebrachte Vor⸗ 

lage „Geſetz, betreffend die Beſtimmung der Friſt zur Einbringung 
von Recurſen gegen Entſcheidungen und Verſügungen der politiſchen 
Landesbehörden“ dienen. 
a Der Verwaltungs⸗Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes hat jedoch 
die angeregte Frage viel allgemeiner und weiter gefaßt, und ſo iſt 
aus dieſer Regierungsvorlage das Geſetz vom 12. Mai 1896, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 101, hervorgegangen, womit an Stelle einer Norm, 
welche lebiglich die Beſtimmungen des Abſatzes 3 der Verordnung 
des Miniſteriuns des Innern vom 27. October 1859, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 196, außer Kraft zu ſetzen! beſtimmt war, „ergänzende, beziehungs⸗ 
weiſe abändernde Beſtimmungen bezüglich des Verfahrens bei Geltend- 
machung der Rechtsmittel gegen Entſcheidungen und Verfügungen der 
politiſchen Behörden getroffen werden“. 


1 $ 3 der gedachten Regierungsvorlage. 


Unwillkürlich drängt ſich die Frage auf, ob dieſes Geſetz auch 
auf die zur politiſchen Amtshandlung gehörigen Uebertretungsfälle An⸗ 
wendung zu finden habe? 

Wenn auch die Urtheile in dieſen Fällen gemeiniglich als Straf— 
erkenntniſſe oder Erkenntniſſe ſchlechtweg bezeichnet werden, ſo iſt die 
Terminologie doch keineswegs eine derartig feſtſtehende, daß die Be— 
zeichnungen „Erkenntniſſe“ und „Entſcheidungen“ nicht oft ver— 
wechſelt würden. 

Der Verwaltungsgerichtshof fällt Erkenntniſſe, die Wehrvor— 
ſchriften ſprechen von Erkenntniſſen über Begünſtigungsanſuchen; da— 
gegen wird im letzten Abſatz des § 3 der Verordnung der Minifterien 
des Innern und der Juſtiz und der Polizeibehörde vom 3. April 1855, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, betreffend das Verfahren bei jenen Geſetzesüber— 
tretungen, welche zur politiſchen Geſchäftsführung gehören, von „Ent- 
ſcheidungen“ als von Straferkenntniſſen geſprochen. Ein Analogon 
zur Textirung des § 1 des Rechtsmittelgeſetzes: „Recurſe (Berufungen) 
gegen Entſcheidungen und Verfügungen der politiſchen Bezirksbehörden“ 
u. ſ. w. bildet der § 70 des Geſetzes vom 30. März 1888, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 33, betreffend die Krankenverſicherung der Arbeiter. 
In dieſem wird beſtimmt, daß „gegen Entſcheidungen und Verfügungen 
der politiſchen Behörden I. Inſtanz auf Grund dieſes Geſetzes binnen 
vierzehn Tagen nach der Zuſtellung der Recurs an die politiſche 
Landesbehörde ergriffen werden kann. Gegen Entſcheidungen und Ver— 
fügungen der politiſchen Landesbehörde iſt binnen derſelben Friſt der 
Recurs an das Miniſterium des Innern zuläſſig.“ Die Praxis räumt 
im Grunde dieſer Beſtimmungen gegen Straferkenntniſſe wegen Ueber⸗ 
tretungen des Krankenverſicherungsgeſetzes eine vierzehntägige Recursfriſt 
ein und die Miniſterialinſtanz hat wiederholt entſchieden, daß in dieſen 
Fällen der Recurs an das Miniſterium in derſelben Friſt offen ſtehe. 

Man wird demnach unter der Bezeichnung „Entſcheidungen“ 
auch Straferkenntniſſe zu verſtehen haben und, obige Frage unbedenk⸗ 
lich bejahend, der Anſchauung des Berichterſtatters über das Rechts— 
mittelgeſetz im Verwaltungs-Ausſchuſſe, daß dasſelbe auch auf De— 
cernate in Polizeiſtrafſachen anwendbar ſei, zuſtimmen müſſen. Das 
Rechtsmittelgeſetz beſtimmt die Friſten über Recurſe (Berufungen) gegen 
Entſcheidungen und Verfügungen der politiſchen Bezirks- und Landes— 
behörden, „inſoferne dieſelben noch einem Rechtszuge unterliegen, in 
allen Fällen, für welche nicht eine beſondere Recursfriſt vorgezeichnet 
iſt.“ Dieſes Geſetz hat demnach in der Frage der Friſten nur ſubſidiäre 
Anwendung zu finden und es wird in jedem einzelnen Falle vorerſt zu 
prüfen ſein, ob nicht eine „beſondere Recursfriſt vorgezeichnet iſt.“ 

Wie verhält es ſich nun mit den Recursfriſten in den zur po= 
litiſchen Amtshandlung gehörigen Uebertretungsfällen? 

Nach § 3 der bereits oben citirten Verordnung vom 3. April 
1855, welche auf einer Allerhöchſten Entſchließung baſirt und welcher 
ſonach Geſetzeskraft zukommt, ſind Recurſe in den zur politiſchen 
Amtshandlung gehörigen Uebertretungsfällen binnen vierundzwanzig 
Stunden nach Verkündigung des Erkentniſſes anzumelden und binnen 
weiteren drei Tagen bei der erſten Inſtanz zu überreichen. 


Diefer allgemeinen Norm wurde vielfach durch in ſpäteren Ge— 
ſetzen aufgenommene Beſtimmungen über Recursfriſten in Straffällen 
derogirt: So beträgt die erſtinſtanzliche Recursfriſt bei Straferkennt⸗ 
niſſen wegen Uebertretungen der Bauordnungen, der Waſſerrechtsgeſetze, 
der Gewerbeordnung, des Geſetzes vom 23. Juni 1881, betreffend 
deu Ausſchank und Kleinverſchleiß gebrannter geiſtiger Getränke, des 
Privilegiengeſetzes, des Markenſchutzgeſetzes, des Muſterſchutzgeſetzes, 
des Hauſirpatentes, und wie wir oben geſehen haben, des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes vierzehn Tage.! 

Die eben angeführten Friſten bilden im Gegenſatze zu der früher 
citirten allgemeinen Norm beſondere Friſten, auf welche — ganz ab— 
geſehen von dem zufälligen Umſtande, daß ſie auch vierzehn Tage be— 
tragen — die Friſtbeſtimmung im § 1 des Rechtsmittelgeſetzes keine 
Anwendung zu finden hat. Dagegen wird man behaupten müſſen, 
daß die allgemeine Recursfriſt der Miniſterialverordnung vom 3. April 
1855 nach dem Rechtsgrundſatze: jus posterius derogat priori, durch 
die eine allgemeine Recursfriſt auch gegen Straferkenntniſſe enthaltende 
Beſtimmung des § 1 des Rechtsmittelgeſetzes außer Wirkſamkeit ge⸗ 
ſetzt wurde, und nunmehr gegen Straferkenntniſſe der politiſchen Be⸗ 
hörden I. Inſtanz — abgeſehen die Fälle, für welche eine beſondere 
Recursfriſt vorgezeichnet iſt — die vierzehntägige Recursfriſt einzu⸗ 
räumen kommt. 

Was die Recursfriſt gegen Straferkenntniſſe der II. Inſtanz 
anbelangt, ſo war für dieſe urſprünglich auch die Beſtimmung des 
§ 3 der Verordnung vom 3. April 1855 maßgebend, was aus dem 
Wortlaute des vierten Abſatzes desſelben zweifellos hervorgeht. Durch 
die Miniſterialverordnung vom 27. October 1859, R.-G.⸗Bl. Nr. 196, 
„mit welcher einige Beſtimmungen über die Vereinfachung und Be— 
ſchleunigung des Geſchäftsganges der politiſchen Behörden kund ge— 
macht werden“, und welche ſich wegen ihrer allgemeinen Faſſung auch 
auf Straferkenntniſſe bezieht, wurde dieſer Friſt derogirt, und galt 
nunmehr die ſechzigtägige. Freilich wurden gleichzeitig Beſtimmungen 
erlaſſen, durch welche das Recht, in Strafſachen die III. Inſtanz an⸗ 
zurufen, bedeutend eingeengt wurde. Eine noch weiter gehende Ver— 
kürzung dieſes Rechtes wurde durch die Beſtimmung der auf Grund 
einer Allerhöchſten Entſchließung erlaſſenen Miniſterialverordnung 
vom 31. Jänner 1860, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 31, daß „wenn die politiſche 
Landesſtelle das Erkenntniß der I. Inſtanz beſtätigt, ein weiterer Recurs 
nicht ſtattfindet“, herbeigeführt, ſo daß Recurſe an das Miniſterium 
auf Grund der allgemeinen Normen in den ſeltenſten Fällen zuläſſig 
erſcheinen. Dort, wo dies der Fall iſt, wird, ſelbſtverſtändlich wieder 
abgeſehen von jenen Fällen, für welche eine beſondere Recursfriſt vor— 
gezeichnet iſt, der 8 1 des Rechtsmittelgeſetzes in volle Anwendung 
zu kommen haben. 

Zum Schluſſe ſei noch ein Blick auf die herrſchende Praxis geworfen. 
Dieſe wendet als allgemeine Norm nach wie vor die Friſt der in dieſem 
Punkte nach obigen Ausführungen bereits außer Wirkſamkeit getretenen 
Miniſterialverordnung vom 3. April 1855 an, unbekümmert um den 
Widerſpruch, in welchen ſie durch die oben erwähnte Anwendung des 
§ 70 des Krankenverſicherungsgeſetzes auf Straffälle geräth; ſie räumt 
übrigens dieſe Friſt, welche nach dem klaren Wortlaut der bezüglichen 
Beſtimmungen eine mündliche Verkündigung des Erkenntniſſes bei der 
entſcheidenden Behörde zur Vorausſetzung hat, auch in jenen, in Folge 
des wachſenden Geſchäftsumfanges der politiſchen Behörden und des 
großen territorialen Bezirkes derſelben immer häufiger werdenden Fällen 
ein, in welchen die Verkündigung durch die Gemeindevorſtehung oder 
ſchriftlich erfolgt. Daß bei Erkenntniſſen der II. Inſtanz die vierwöchent— 
liche Recursfriſt nach der Miniſterialverordnung vom 22. Juni 1869 


1 Ein eigenthümliches Bewandtniß hat es mit der Recursfriſt bei den 
Wehrgeſetzübertretungen. Das Wehrgeſetz ſelbſt enthält hierüber keine Beſtimmung; 
dagegen ſagt § 84, Punkt 3 der Wehrvorſchriften, erſter Theil: „Berufungen gegen 
die von Bezirksbehörden gefällten Erkenntniſſe ſind binnen vierzehn Tagen, gegen 
ſolche der politiſchen Landesſtellen binnen vier Wochen, von dem der Zuſtellung 
folgenden Tage an gerechnet, einzubringen.“ Da jedoch die Wehrvorſchriften eine 
mit dem Reichskriegsminiſterium vereinbarte Verordnung des Miniſteriums für 
Landesvertheidigung find, fo konnte durch die citirte miniſterielle Verordnung der 
geſetzlichen Friſtbeſtimmung der, wie bereits oben erwähnt, auf einer Allerhöchſten 
Entſchließung beruhenden Miniſterialverordnung vom 3. April 1855 keineswegs 
derogirt werden und es war daher in dieſen Fällen von der I. Inſtanz die vier⸗ 
undzwanzigſtündige, reſpective dreitägige, von der II. Inſtanz die ſechzigtägige Friſt 
einzuräumen. 
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eingeräumt wurde, wird bei der unangeſochtenen Anwendung derſelben 
vor dem Erfließen des im Eingange dieſer Erörterungen bezogenen 
Verwaltungsgerichtshof-Erkenntniſſes nicht Wunder nehmen können; 
doch ſcheint diesbezüglich auch die Einräumung der Friſt nach der 
Miniſterialverordnung vom 3. April 1855 noch in Uebung zu ſein.! 

Bei den Schwankungen und vielfachen Abweichungen in der 
Praxis wäre die gründliche Reform des ganzen Verfahrens in Straf- 
fällen und ceterum censeo die Einführung des Mandatsverfahrens? 
ein nicht von der Hand zu weiſendes Gebot der Rechtsſicherheit. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Anwendung des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗ Bl. 
Nr. 89 ex 1897, betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln. 

Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 28. Februar 
1899, 3. 2996, über die von der Generalprocuratur erhobene Nichtig— 
keitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes gegen die Urtheile: 1. des 
Bezirksgerichtes in Uebertretungen in Prag oom 4. Juli 1898; 2. des⸗ 
ſelben Bezirksgerichtes vom 4. Juli 1898; 3. des Bezirksgerichtes Eiſen⸗ 
brod vom 17. Auguſt 1898: 4. des Bezirksgerichtes in Smichov vom 
3. September 1898; 5. des Bezirksgerichtes in Uebertretungen in 
Prag vom 30. Auguſt 1898; 6. des Bezirksgerichtes Königl. Wein- 
berge vom 22. Auguſt 1898, und 7. desſelben Bezirksgerichtes vom 
2. September 1898, womit zu 1. Leopold W., zu 2. Johann F., 
zu 3. Karl K., zu 4. Franz P., zu 5. Anton B., zu 6. Clara. L., 
und zu 7. Maria K. von der Anklage wegen im Geſetze vom 16. Jänner 
1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, bezeichneter Uebertretungen frei— 
geſprochen wurden, zu Recht erkannt, es ſei durch dieſe Urtheile das 
Geſetz verletzt worden. 

Gründe: 1. Bei dem Kaufmanne Leopold W. wurden ver— 
kupferte Metallpfeifen mit dem übermäßigen, der Geſundheit ſchädlichen 
Bleigehalte von 77˙43 Procenk beanſtändet. Deßwegen zur Verant- 
wortung gezogen, ſuchte er ſich damit zu rechtfertigen, daß er die 
Pfeifen von der Firma „Cohen & Co.“ in Paris als Muſter er— 
halten und am Lager behalten habe, den Bleigehalt der Metall— 
miſchung aber, aus welcher die Pfeifen erzeugt waren, nicht ſofort 
erkennen konnte. Ohne auch nur in eine Prüfung dieſer Verantwortung 
einzugehen, ſprach das Bezirksgericht für Uebertretungen in Prag mit 
Urtheil vom 4. Juli 1898 Leopold W. von der Anklage wegen der 
im § 16, Abſatz 2, des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 89 ex 1897, bezeichneten Uebertretung mit der Begründung frei, 
daß zur Erkenntniß der geſundheitsſchädlichen Beſchaffenheit der be— 
ſchlagnahmten Pfeifen eine chemiſch-techniſche Analyſe, alſo eine außer— 
ordentliche Aufmerkſamkeit erforderlich geweſen wäre. Daß das Be— 
zirksgericht die aufliegend erhebliche Provenienz der Pfeifen feſtzuſtellen 
unterließ, iſt eine der pflichtmäßigen Genauigkeit und Strenge der 
Unterſuchung (§ 1 der Juſtizminiſterial⸗Verordnung vom 16. Juni 
1884, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 165) widerſtrebende und den 88 3 und 270, 
Z. 7 St.⸗P.⸗O. zuwiderlaufende Verabſäumung; für die Annahme 
aber, daß nur eine chemiſch⸗techniſche Unterſuchung die Erkenntniß 
des Bleigehaltes ermöglicht hätte, gibt das Urtheil keine Gründe an, 
weil eben einen Sachverſtändigen hierüber zu vernehmen unterlaſſen 
wurde. Schon dieſe formellen Mängel laſſen das Urtheil mit der im 
§ 281, 3. 5 St.⸗P.⸗O. bezeichneten Nichtigkeit behaftet erſcheinen. 
Dasſelbe ift aber auch ein in materiell-rechtlicher Beziehung verfehltes. 
Daß Leopold W. den Bleigehalt nicht ſofort auf den erſten Blick zu 
erkennen vermochte, ſchützt ihn noch nicht vor Verantwortung. Seine 
Fahrläſſigkeit liegt darin, daß er überhaupt gar nichts unternahm, um 
die Qualität der Legirung kennen zu lernen, obwohl die Verkupferung 
der Pfeife ſeinen Verdacht erregen mußte. Das Bezirksgericht über— 
ſieht aber auch, daß die k. k. allgemeine Lebensmittel⸗Unterſuchungs⸗ 
anſtalt an der böhmiſchen Univerſität in Prag in ihrem Gutachten 
vom 27. Mai 1898, 3. 204, ſchon die ſofort wahrnehmbare Ver⸗ 
kupferung an und für ſich für geſundheitsſchädlich erklärt. Bei ge⸗ 


1 Vide „Inſtanzenzug und Recursfriſten der Verwaltung“. Beilage zu 
Nr. 44, Jahrgang 1898 der „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“. 
2 Vide Nr. 3, Jahrgang 1893 der „Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“. 
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höriger Aufmerkſamkeit hätte daher Leopold W. die nach § 16, alinea 2, 
des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, 
verpönte Qualität der Waare erkennen ſollen, und es war daher ein 
Schuldſpruch im Vorhinein nicht ausgeſchloſſen. 

2. Im Geſchäftsbetriebe der Firma „S. Söhne“ wurden Kinder⸗ 
gläſer mit Metalldeckel und Metallumſäumung des Glasrandes wegen 
des übermäßigen 7933 Procent betragenden Bleigehaltes der Metall⸗ 
legirung beanſtändet. Der aus dieſem Anlaſſe zur Verantwortung ge⸗ 
zogene Disponent der Firma Johann F. gab an, er ſei verpflichtet, 
dieſe in der Fabrik ſeiner Chefs erzeugten Gläſer in der Fabriks⸗ 
niederlage zu führen, habe übrigens den Bleigehalt der Glasbeſchläge 
auf den erſten Blick nicht zu erkennen vermocht. Auch in dieſem Falle 
acceptirte das Bezirksgericht ohne alle Prüfung die Verantwortung 
des Johann F. und ſprach ihn mit Urtheil vom 4. Juli 1898 von 
der Anklage wegen der im 8 16 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.⸗G.-Bl. Nr. 89 ex 1897, bezeichneten Uebertretung deßhalb frei, 
weil der Bleigehalt der Glasbeſchläge nur auf Grund chemiſcher 
Analyſe erkannt werden könne. Das Urtheil iſt ebenſo wie in dem 
erſtbehandelten Falle mit dem Mangel der Unvollſtändigkeit behaftet 
und auch wegen Mangels der Angabe von Gründen für den Aus⸗ 
ſpruch der Nothwendigkeit chemiſcher Analyſe der Legirung, um deren 
Bleigehalt zu erkennen, nach 8 281, Z. 5 St.⸗P.⸗O. nichtig. Auch 
dieſes Urtheil iſt überdies rechtsirrig. Da es ſich vorliegend um Trink— 
geſchirr handelt, ſo war nicht der $ 16, ſondern der § 15 des Ge— 
ſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, auf den 
Fall anzuwenden. Den Johann F. aber traf, da er bei der Firma 
„S. Söhne“ angeſtellt war, und daher die Productionsweiſe der 
fraglichen Glasbeſchläge leicht in Erfahrung bringen konnte, unzweifel— 
haft die Pflicht, ſich über die Beſchaffenheit der zur Erzeugung 
der Glasbeſchläge verwendeten Metalllegirung zu informiren. Wenn 
er in dieſer Hinſicht gar nichts that, ſo iſt er von dem Vorwurfe 
nach $ 15, 3. 2 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 89 ex 1897, zurechenbarer Fahrläſſigkeit nicht freizuſprechen. 

3. Der Mühlpachter Karl K. hatte ſich deßhalb zu verantwbrten, 
weil in ſeinem Geſchäfte mit Maismehl verfülſchtes Weizenmehl be⸗ 
anſtändet wurde. Er gab an, er kaufe das Mehl von verſchiedenen 
Firmen, er ſelbſt aber habe das in ſeiner Mühle gemahlene Mehl 
nie mit Maismehl gemiſcht. Ohne die Richtigkeit dieſer Verantwortung 
zu prüfen, ſprach auf Grund derſelben das Bezirksgericht Eiſenbrod 
mit Urtheil vom 17. Auguſt 1898 Karl K. von der Anklage wegen 
der im § 11 des Geſetzes vom 10. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 
ex 1897, bezeichneten Uebertretung frei, weil nicht nachgewieſen 
ſei, daß Angeklagter ſelbſt die conſtatirte Verfälſchung des Weizen⸗ 
mehles vorgenommen habe. Abgeſehen von der deſſen Nichtigkeit nach 
§ 281, 3. 5 St.⸗P.⸗O., herbeiführenden Unvollſtändigkeit des Aus⸗ 
ſpruches, welcher ſich mit der Frage der Provenienz des Mehles und 
dem Umſtande, ob Angeklagter bei gehöriger Aufmerkſamkeit die Ver- 
fälſchung desſelben zu erkennen vermochte, gar nicht befaßt, iſt das 
Urtheil deshalb ein rechtsirriges, weil es den Delictsthatbeſtand des 
§ 11 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, 
auf Seite des Karl K. ausſchließt, ohne zu erwägen, ob derſelbe nicht 
mindeſtens nach 8 12 des citirten Geſetzes ſtraffällig erſcheine. Daß 
Karl K. das Mehl nicht ſelbſt gefälſcht hat, vermag ihn lediglich vor 
Verantwortung nach alinea 1 des § 11 des Geſetzes vom 16. Jänner 
1896 zu ſchützen; immerhin aber hatte das Bezirksgericht gemäß 
$ 262 St.⸗P.⸗O. die Handlungsweiſe des Angeklagten auch in der 
Richtung der Z. 2 und 4 des § 11 und in der Richtung des 8 12 
des citirten Geſetzes zu prüfen. Dieſer dem Geſetze einzig und allein 
entſprechende Vorgang aber hätte wohl zu einem Schuldſpruche des 
Karl K. ausreichen können; denn es iſt kaum anzunehmen, daß ihm 
bei Anwendung pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit das Feilhalten ver- 
fälſchten Weizenmehles in ſeinem Geſchäfte hätte entgehen können. 

4. Im Gemiſchtwaarenhandel des Franz P. wurde bei Gelegen⸗ 
heit einer amtlichen Geſchäftsreviſion mit Getreideſtärke verfälſchte 
Chocolade beanſtändet. Das Bezirksgericht in Smichov ſprach mit 
Urtheil vom 3. September 1898 den Franz P. von der aus dieſem 
Anlaſſe wider ihn wegen Uebertretung des $ 11, alinea 1, des Ge⸗ 
ſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, erhobenen 
Anklage mit der Begründung frei, daß Angeklagter die Chocolade nicht 
ſelbſt erzeugt, ſondern ſie — wie auf Grund der Ausſage des Zeugen 


Guſtav L. für erwieſen angenommen wurde — von der Firma A. T. 
bezogen habe. Von dieſem Urtheile gilt dasſelbe, was von dem vor⸗ 
angeführten Urtheile des Bezirksgerichtes Eiſenbrod geſagt wurde. 
Fand der Richter den Delictsthatbeſtand des § 11, alinea 1, des 
Geſetzes vom 16. Jänner 1896 auszuſchließen, ſo hatte er doch in 
Erwägung zu ziehen, ob Franz P. nicht etwa nach Z. 2 und 4 des 
§ 11 des citirten Geſetzes oder doch nach § 12 desſelben Geſetzes 
verantwortlich ſei, und er hätte den objectiven und ſubjectiven That⸗ 
beſtand des letzteren Delictes kaum ausſchließen können, wenn er er⸗ 
wogen hätte, daß die Fälſchung, wie ſich aus dem Gutachten der 
Lebensmittel⸗Unterſuchungsanſtalt ergibt, durch bloße Entfettung und 
Entzuckerung der Chocolade, alſo einen keine beſonderen Fachkenntniſſe 
erheiſchenden und wenig umſtändlichen Proceß, feſtgeſtellt werden 
konnte, ſich wohl auch an dem Geſchmacke und der Conſiſtenz der 
Chocolade kenntlich gemacht haben dürfte, den Verkäufer dieſer ver— 
fälſchten Waare alſo ſicherlich ein als Fahrläſſigkeit zurechenbares 
Verſchulden trifft, wenn er den abnormalen Stärkegehalt derſelben 
nicht wahrgenommen hat. 

5. Der Kaufmann Anton B. hat nebſt dem Hauptgeſchäfte 
in derſelben Stadt ein von ſeinem Perſonale geleitetes Filialgeſchäft. 
Dort wurde mit Baryt (Schwerſpat) verfälſchter Safran beanſtändet. 
Anton B. behauptete, von der Fälſchung nichts zu wiſſen; über die 
Provenienz des Safrans machte er unbeſtimmte Angaben und recht— 
fertigte ſich ſchließlich dahin, daß das Filialgeſchäft nicht unter ſeiner 
Leitung ſtehe, er ſomit für eine von ſeinem dortigen Perſonale etwa 
begangene Fälſchung nicht verantwortlich gemacht werden könne. Das 
Bezirksgericht für Uebertretungen in Prag ſprach auf Grund dieſer 
ohne alle Prüfung hingenommenen Verantwortung mit Urtheil vom 
30. Auguſt 1898 den Angeklagten von der Anklage wegen der in 
den SS 11 und 12 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 89 ex 1897, bezeichneten Uebertretung frei. Maßgebend erſchien 
dem Bezirksgerichte, daß Anton B. von der Fälſchung keine Kenntniß 
hatte. Allein dieſe Thatſache vermöchte höchſtens den Freiſpruch von 
der Uebertretung des $ 11, 3. 2, reſpective 4 des citirten Geſetzes 
zu rechtfertigen. Daß das Urtheil aus dieſem Grunde auch den Delicts— 
thatbeſtand des $ 12 des citirten Geſetzes ausſchließt, iſt ein Rechts⸗ 
irrthum. Zu erwägen war vielmehr, ob Angeklagter bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit die Verfälſchung des Safrans zu erkennen und deſſen 
Verkauf hintanzuhalten vermochte. Und dieſe Frage iſt zu bejahen. 
Hatte er über die Provenienz dieſes bekanntermaßen häufig verfälſcht 
vorkommenden Gewürzes keine beſtimmte Kenntniß, ſo war es aller— 
dings ſeine Sache, ſich um deſſen Qualität zu bekümmern. Wie ſich 
ans dem Gutachten der Lebensmittel-Unterſuchungsanſtalt vom 18. Juli 
1898, 3. 404, ergibt, ließ ſchon die unſchwer durchzuführende mikroſko⸗ 
piſche Unterſuchung des Safrans zahlreiche demſelben beigemiſchte 
mineraliſche Bruchſtücke wahrnehmen. Auch der Umſtand, daß An— 
geklagter die Leitung der Geſchäftsfiliale ſeinem Perſonale überließ, 
vermag ihn nicht zu entſchuldigen. Als Geſchäftsinhaber hatte er ſelbſt 
ſich von der Echtheit der in der Filiale feilgehaltenen Waren zu über⸗ 
zeugen. Hat er dies verabſäumt, fo trifft ihn der Vorwurf der Fahr⸗ 
läſſigkeit nach § 12 des citirten Geſetzes. 

6. Ebenſo rechtsirrig iſt auch das Urtheil des Bezirksgerichtes 
Königliche Weinberge vom 22. Auguſt 1898, mit welchem Clara L. 
von der wider fie wegen der Uebertretungen der SS 11 und 12 des 
Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, erho⸗ 
benen Anklage freigeſprochen wurde. Dieſelbe hat in ihrem Geſchäfte 
mit Hirſeſpelzen verfälſchten geſtoßenen Ingwer feilgehalten. Sie gab 
an, dieſes Gewürz von einem unbekannten Agenten gekauft nnd deſſen 
Verfälſchung nicht bemerkt zu haben. Dieſer Umſtand hätte ſie zur 
Unterſuchung dieſes häufigen Verfälſchungen unterliegenden Gewürzes 
veranlaſſen ſollen. Zudem war, wie aus dem Gutachten der Lebens⸗ 
mittel-Unterſuchungsanſtalt hervorgeht, die Verfälſchung ſchon bei ein— 
facher mikrofkopiſcher Unterſuchung erkennbar. Nahm fie in Folge 
Unterlaſſung der durch die Umſtände des Falles gebotenen Unterſuchung 
der Waare die Verfälſchung nicht wahr, ſo bewährte ſie die im Ge— 
ſchäftsbetriebe erforderliche Aufmerkſamkeit nicht und wurde nach § 12 
des citirten Geſetzes ſtraffällig. 

7. Im Geſchäfte der Maria K. wurde ein als „Weineſſig“ be⸗ 
zeichneter Eſſig beanſtändet, der, wie das Gutachten der Lebensmittel- 
Unterſuchungsanſtalt ergibt, kein Weineſſig war und bloß den auch 


— 108 — 


für gewöhnlichen Eſſig viel zu geringen Eſſigſäuregehalt von 2°4 Procent 
aufwies. Maria K. behauptete, den Eſſig von dem Kaufmanne Jo⸗ 
hann J. gekauft zu haben, was dieſer mit dem Beifügen beſtätigte, 
er habe den Eſſig als „Natureſſig“ aus der Eſſigfabrik des G. R. 
bezogen. Ohne gegen Johann J. und G. R. das Strafverfahren ein⸗ 
zuleiten, ſprach das Bezirksgericht Königliche Weinberge mit Urtheil 
vom 2. September 1898 Maria K. von der Anklage wegen der im 
§ 11, 3. 3 des Geſetzes vom 26. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 
ex 1897, bezeichneten Uebertretung frei, weil ſie nicht gewußt habe, 
daß der fragliche Eſſig kein reiner Weineſſig ſei. Wird aber erwogen, 
daß der Eſſigſäuregehalt ſelbſt für gewöhnlichen Eſſig ein auffallend 
niedriger war, der Eſſig ſomit naturgemäß ſchon durch ſeinen Geſchmack 
ſeine mindere Qualität verrathen mußte, ſo war der Delictsthatbeſtand 
des § 11, 3. 3 des citirten Geſetzes vorhanden. Zum mindeſten aber 
wäre anzunehmen geweſen, daß der Eſſig wegen des zu niedrigen Eſſig⸗ 
ſäuregehaltes den Charakter eines verfälſchten Lebensmittels an ſich 
trage, deſſen Verfälſchung Maria K. bei entſprechender Aufmerkſamkeit 
erkennen konnte, und es wäre daher ein Schuldſpruch, wenn ſchon 
nicht nach § 11, 3.3, jo doch nach § 12 des citirten Geſetzes nicht 
ausgeſchloſſen geweſen. 

Nach den 88 33 und 292 St.⸗P.⸗O. war der zur Wahrung 
des Geſetzes erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde des Generalprocurators 
ſtattzugeben und auszusprechen, daß das Geſetz verletzt worden ſei. 


Ohne zwingende Gründe ſoll eine Ortsgemeinde nicht zu verſchie⸗ 
denen Schulen eingeſchult werden. 

Die aus 50 Häuſern beſtehende Ortsgemeinde (zugleich Ort⸗ 
ſchaft) Ragoßnitz iſt zur Volksſchule St. Ruprecht im Bezirke Leon— 
hard eingeſchult. 

Im Jahre 1897 ſchritten die Beſitzer von 28 Häuſern dieſer 
Gemeinde um Umſchulung zur Volksſchule Wurmberg im Bezirke 
Pettau ein. Die Gemeindevertretung Ragoßnitz und der Ortsſchulrath 
St. Ruprecht ſtimmten dieſem Begehren zu. 

Das Ergebniß der eingeleiteten Erhebungen war folgendes: 

Von den in Betracht kommenden 28 Häuſern liegen 18 der 
Volksſchule St. Ruprecht und 10 der Volksſchule Wurmberg näher. 
Die durch ſchnittliche Entfernung beträgt zur erſteren Schule 
54 Kilometer und zur letzteren 4˙5 Kilometer. Im Allgemeinen iſt 
alſo die Entfernung nach Wurmberg eine geringere, auch ſind die 
Communicationen zu dem dortigen Schulorte bedeutend günſtiger als 
nach St. Ruprecht. 

Aus dieſen Gründen gab der ſteiermärkiſche Landesſchulrath dem 
Umſchulungsbegehren über Antrag des Bezirksſchulrathes St. Leon⸗ 
hard mit dem Erlaſſe vom 25. Februar 1899, Z. 1390, Folge. 

Ueber den hiegegen vom Ortsſchulrathe Wurmberg eingebrachten 
Recurs hat das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht mit dem 
Erlaſſe vom 13. Mai 1899, 3. 12.278, dieſe Verfügung behoben und 
angeordnet, daß die betreffenden Häuſer bei der Schule St. Ruprecht 
zu verbleiben haben, zumal unter den obwaltenden Verhältniſſen kein 
Grund vorliegt, von der im 8 9 des Geſetzes vom 4. Februar 1870, 
Nr. 15 L.⸗G.⸗Bl., normirten Regel, wornach für die Abgrenzung der 
Schulſprengel die Grenzen der Gemeindegebiete maßgebend ſein ſollen, 


abzugehen. M.-G. 


Notiz. 


(Verhalten von Sittenpolizeibeamten.) Ueber das Verhalten 
von Sittenpolizeibeamten iſt nach der „Breslauer Morg.⸗Ztg.“ ein Miniſterial⸗ 
Erlaß an die Regierungspräſidenten ergangen, welcher allgemeine Beſtimmungen 
für ſämmtliche Polizeiverwaltungen in Ausſicht ſtellt, um Uebergriffe von Schutz⸗ 
leuten gegen weibliche Perſonen zu verhüten, wie ſie in den letzten Jahren durch 
Gerichtsverhandlungen feſtgeſtellt worden ſind. Danach ſollen die Beamten, wenn 
eine weibliche Perſon von einer Privatperſon eines Sittlichkeitsvergehens beſchuldigt 
wird, ſich darauf beſchränken, die Perſonalien der Beſchuldigten, ſowie des An⸗ 
zeigenden feſtzuſtellen. Dabei iſt jede angebotene Legitimation ungeſäumt an Ort 
und Stelle ſelbſt entgegenzunehmen und zu prüfen. Wenn es thunlich und geboten 
iſt, hat der Beamte die nöthigen Feſtſtellungen auch in der Wohnung der Frauens⸗ 
perſon, ſofern dieſe im Polizeibezirk liegt, vorzunehmen und zu dieſem Zwecke die 
Frauensperſon nach der Wohnung zu begleiten. Nur wenn ſich auf dieſe Weiſe 
oder ſonſt in ſchonender, jedoch den Zweck ſichernder Art die Feſtſtellung der Per⸗ 
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ſonalien der Frauensperſon nicht erreichen läßt oder wenn aus anderen Gründen 
eine vorläufige Feſtſtellung unbedingt geboten erſcheint, iſt ſie in möglichſt ſchonender 
Weiſe der nächſten Revier⸗ oder ſonſtigen Polizeiwache zuzuführen, und dort ſofort 
— auch zur Nachtzeit — der Reviervorſteher oder ſonſtige Vorſteher der Polizei⸗ 
wache oder, wenn dieſer abweſend und nicht alsbald zu rufen ſein ſollte, ſein Ver⸗ 
treter zu benachrichtigen, welcher das weiter Erforderliche zu veranlaſſen hat. Auch 
in dieſem Falle darf eine nicht unter ſittenpolizeilicher Controle ſtehende Frauens⸗ 
perſon, fofern ſie von einer Privatperſon denuncirt iſt, nicht im Gewahrſam be⸗ 
halten werden, ſondern iſt nach Aufnahme einer Verhandlung ſofort wieder zu ent⸗ 
laſſen. Falls der Anzeigende ſich nicht zu legitimiren vermag, iſt er gleichfalls zum 
Erſcheinen auf der Revier⸗ oder ſonſtigen Polizeiwache behufs der Feſtſtellung feiner 
Perſonalien aufzuſordern. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. 
Alexander Spitzmüller und dem Hofrathe extra statum bei der Landes⸗ 
regierung in Klagenfurt Franz Ritter Kozaryn von Okulicz das Ritterkreuz 
des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Finanzminiſterium Ernſt Gangl⸗ 
bauer zum Hofrathe und Vorſtande der Direction der Staatsſchuld ernannt und 
wurde demſelben aus Anlaß jeines Scheidens aus dem Finanzminiſterium die 
Allerhöchſte Anerkennung bekanntgegeben. 

Se. Majeſtät haben den Ober⸗Rechnungsrath Franz Schmutzer zum 
Rechnungsdirector und Vorſtande des Rechnungsdepartements der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Prag ernannt. 

Se. Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Heinrich Freiherrn Pachner 
von Eggenſtorf, Alfred Freiherrn von Lederer, Joſef Nagl und Rudolf 
Ritter von Stahl zu Statthaltereiräthen der n.⸗ö. Statthalterei ernannt, den 
Bezirkshauptmännern Karl Ratzesberg Edlen von Wartenburg und Hein- 
rich Ritter Wagner von Kremsthal den Titel und Charakter eines Statt⸗ 
haltereirathes und dem Bezirkshauptmanne in Wolſsberg Karl Murmayr den 
Titel und Charakter eines Landesregierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hoſrathe bei der Statthalterei in Brünn Dr. 
Franz Grafen Czernin bei feinem freiwilligen Austritte aus dem Staatsdienſte 
9 Beibehaltung des bisher bekleideten Titels und Charakters eines Hofrathes 
geſtattet. 

Se. Majeſtät haben dent Ober⸗Finanzrathe und Ober⸗Inſpector der General⸗ 
direction der Tabakregie Eduard Jantſch anläßlich der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer⸗Ober⸗Inſpector Ferdinand Seykora an⸗ 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Rechnungsrathe im Handelsminiſterium 
Anton Karl anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Leiter der Directions-Kanzlei der Hof: und 
Staatsdruckerei Wilhelm Seligmann anläßlich der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 4 

Se. Majeſtät haben dem Hilſsämterdirector im Handelsminiſterium Joſef 
Schuſter anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter 
eines Hilfsämter⸗Oberdirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Zoll⸗Oberamts⸗Officialen Rudolf Kühnel und 
Anton Blaha in Wien anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Zoll-Oberamts⸗Controlors verliehen. 


Erledigungen. 


1 Ober⸗Ingenieurſtelle in der VIII., eventuell 1 Ingenieur ſtelle 
in der IX. Rangsclaſſe, 3 Bau⸗Adjunctenſtellen in der X. Rangsclaſſe und 
2 Baupraktikantenſtellen mit dem Adjutum von je 500 fl. beim Staatsbau⸗ 
dienſte in Krain bis 18. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 127.) 

1 Ober⸗Ingenieurſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 1 In⸗ 
genieur: und 1 Bauadjunctenjtelle in der IX., bezw. X. Rangsclaſſe im 
Staatsbaudienſte Salzburgs bis 26. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 126.) 

1 oder 2 Landesregierungs⸗Officialsſtellen in der X. Rangs⸗ 
elaſſe, eventuell Bezurksſecretärs oder Landesregierungs⸗Kanzliſten⸗ 
ſtellen in der X., bezw. XI. Rangsclaſſe in Kärnten bis 30. Juni 1899. (Amts⸗ 
blatt Nr. 127.) 

1 Rechnungs⸗Officialſtelle in der X., eventuell 1 Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Statthalterei in Trieſt bis 
30. Juni 1899. (Amtsblatt Nr. 129.) 

Mehrere Finanz⸗Obercommiſſärsſtellen in der VIII., eventuell 
mehrere Finanzcommiſfärs ſtellen in der IX., eventuell mehrere Fin anz⸗ 
concipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe bei der n.⸗ö. Finanz⸗Landesdirection 
bis 1. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 130.) 

1 Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe beim Ackerbauminiſterium bis 
5. Juli 1899. (Amtsblatt Nr. 129.) 


1 Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 29 und 30 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


